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Gegenstand: Überwachung der Entsorgung von Bau- und 

Abbruchabfällen mit geringen Asbestgehalten 

Berichterstatter: Brandenburg / LAGA-Vorsitz  

Beschlussempfehlung des LAGA Ad-hoc Ausschuss zur Überarbeitung der 

LAGA M23 – Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger Abfälle 

Bezug: TOP 25 der 96. UMK am 23. April 2021B 

Beschluss: 

1. Die Umweltministerkonferenz (UMK) bekräftigt den Beschluss der 92. Sitzung 

vom 10. Mai 2019 unter TOP 48, wonach für die Abfälle aus dem Rück- und 

Umbau von Bauwerken, bei denen asbesthaltige Baustoffe eingesetzt wurden, 

Lösungen erforderlich sind, die den Fortbestand des Bauschuttrecyclings 

umfänglich ermöglichen und gleichzeitig die Ausschleusung von Asbest aus 

dem Stoffkreislauf zum Schutz von Mensch und Umwelt grundsätzlich 

sicherstellen. 

2. Die Umweltministerkonferenz bittet die LAGA im Rahmen der laufenden 

Arbeiten zur Überarbeitung der Vollzugshilfe LAGA M23 „Vollzugshilfe zur 

Entsorgung asbesthaltiger Abfälle“ einen geeigneten Beurteilungswert für den 

Nachweis der Asbestfreiheit festzulegen. Der Beurteilungswert soll 
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sicherstellen, dass bei Umsetzung einer konsequenten Vorerkundung und 

gezielten Schadstoffentfrachtung nach dem Stand der Technik bei Abbruch und 

Sanierung asbestverdächtiger baulicher Anlagen mineralische Bau- und 

Abbruchabfälle unter Wahrung des Verhältnismäßigkeitsprinzips dem 

Bauschuttrecycling zugeführt werden können. So hergestellte 

Recyclingbaustoffe können im Hinblick auf die Asbestthematik unbedenklich 

verwendet werden.  

3. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass Abfälle, die diesen 

Beurteilungswert überschreiten, aber gleichzeitig die abfallrechtliche 

Gefährlichkeitsschwelle von 0,1 Masse-% Asbest unterschreiten, als 

geringfügig asbesthaltiger, nicht gefährlicher Abfall zu deklarieren und 

grundsätzlich aus dem Stoffkreislauf auszuschleusen sind.  

4. Die Umweltministerkonferenz stellt fest, dass eine konsequente Ausschleusung 

asbesthaltiger Baustoffe aus dem Stoffkreislauf nur durch ein systematisches 

Vorgehen erreicht werden kann. Unter der Prämisse eines umfänglichen 

Bauschuttrecyclings muss ausreichend sichergestellt sein, dass nur 

nachweislich asbestfreie Bau- und Abbruchabfälle in den Recyclingprozess 

gelangen. Hierzu ist eine vollständige Identifizierung bereits vor der Entstehung 

der Abfälle erforderlich, damit ein selektiver Rückbau durchgeführt und ein 

asbestfreier Input für die Recyclinganlagen gewährleistet werden kann. Da es 

hierfür im abfallwirtschaftlichen Vollzug eines bundeseinheitlichen und 

rechtsverbindlichen Rahmens bedarf, bittet die UMK das Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) die folgenden 

Anpassungen des Rechtsrahmens vorzunehmen. 

a) Es ist eine Dokumentationspflicht für die Asbestfreiheit der 

Eingangsmaterialien der Recyclinganlagen zu schaffen und so die 

Qualitätssicherung der Recyclinganlagen in Bezug auf Asbest zu 

unterstützen. Hierfür würde eine Anpassung der 
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Gewerbeabfallverordnung und Ersatzbaustoffverordnung eine geeignete 

Möglichkeit bieten. 

b) Um eine vollzugstaugliche Überwachung der 

Getrenntsammlungspflichten und des Vermischungsverbotes für 

gefährliche Abfälle gemäß der §§ 9, 9a des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

(KrWG) zu ermöglichen, bittet die UMK das BMU darüber hinaus, eine 

Regelung zur verpflichtenden Erstellung von einheitlichen 

Entsorgungskonzepten bei größeren Bauvorhaben zu treffen. Dabei ist 

eine Umsetzung auf elektronischem Wege anzustreben.  

c) Für geringfügig asbesthaltige, nicht gefährliche Bau- und Abbruchabfälle 

sowie entsprechendes Bodenmaterial sieht die UMK die Notwendigkeit, 

Ablagerungsbedingungen einschließlich der eingeschränkten 

Möglichkeit des Einsatzes als Deponieersatzbaustoff praxistauglich 

auszugestalten und die Regelungen der Deponieverordnung für diese 

Abfälle dahingehend klarzustellen. 

d) Die Umweltministerkonferenz sieht einen besonderen 

Überwachungsbedarf, weil die nicht ordnungsgemäße Entsorgung 

asbesthaltiger Abfälle auch bereits bei geringen Gehalten erhebliche 

Gefahren für Menschen und Umwelt hervorrufen kann. Die UMK stellt 

fest, dass vereinheitlichte elektronische Entsorgungskonzepte eine 

Grundlage bieten können, die Dokumentation von Entsorgungswegen für 

gering asbesthaltige Bau- und Abbruchabfälle nachvollziehbar 

auszugestalten. Das BMU wird gebeten, unter Nutzung / Erweiterung 

bundesweiter elektronischer Systeme eine Plattform und Schnittstelle zur 

Erfassung und Verarbeitung der Daten aus Entsorgungskonzepten zu 

schaffen. Dabei sollen effektive praxistaugliche abfallrechtliche 

Nachweispflichten für Bau- und Abbruchabfälle mit geringen 

Asbestgehalten in diesem System verankert werden, die in Fällen einer 

länderübergreifenden Entsorgung ebenfalls uneingeschränkt Wirkung 

entfalten. Bei der Ausgestaltung sind die Überlassungspflichten an die 

öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger und insbesondere bei 
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Entsorgungen im selben Bundesland die Möglichkeit von 

landesrechtlichen Vereinfachungen zu berücksichtigen.   

 

5. Die UMK sieht einen hohen Bedarf für die Weiterentwicklung geeigneter 

Erkundungs- und Probenahmestrategien sowie von Verfahren zur Separierung 

und Entfrachtung von asbesthaltigen Baustoffen und bittet den Bund und die 

Länder entsprechende Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowohl 

finanziell zu unterstützen als auch fachübergreifend zu fördern und zu begleiten. 

Dies gilt insbesondere für Brückenbauwerke des Verkehrswegebaus, deren 

Ersatzneubau in vielen Bundesländern in einem großen Umfang ansteht. Die 

UMK regt an, dass die Verkehrsministerkonferenz die Entwicklung technischer 

Erkundungs- und Rückbaustandards für Bauwerke des Verkehrswegebaus 

beauftragt, um das Aufkommen asbesthaltigen Betonbruchs zur Schonung von 

Deponieraum und natürlicher Ressourcen zu minimieren. 

6. Die UMK bittet das UMK-Vorsitzland, diesen Beschluss der 

Bauministerkonferenz, der Verkehrsministerkonferenz sowie der Arbeits- und 

Sozialministerkonferenz im Hinblick auf ein harmonisiertes Vorgehen in den 

betroffenen Rechtsbereichen zur Kenntnis zuzuleiten. 

7. Die UMK sieht es nicht mehr als erforderlich an, eine Sonder-ACK zu diesem 

Thema durchzuführen. 

 

 


